










Soziale Spaltung in Berlin
Bis dahin ist noch viel zu tun: In kaum in einer anderen Region ist die soziale Spaltung 
so groß wie in Berlin. Wachsende Einkommensunterschiede hindern Menschen an der 
Teilhabe am Leben in der Stadt, die soziale Polarisierung nimmt zu. Menschen werden aus 
Wohnungen und Kiezen vertrieben, die soziale Isolation löst das traditionelle Miteinander 
aller in einer durchmischten Stadt ab.

Die Trennlinie verläuft dabei nicht etwa zwischen dem ehemaligen Ost- und Westteil der 
Stadt. Sie verläuft oft mitten durch die Bezirke: Kieze mit dem höchstem Einkommen 
befinden sich gleich neben solchen mit geringem Einkommen. Die soziale Spaltung 
verläuft mitten durch die Stadt. Vielen Menschen ist der Zugang zu sozialen, kulturellen 
und Bildungsangeboten verwehrt. Sie fühlen sich machtlos angesichts einer brutalen 
Veränderung ihres Berlins.

Vorrang dem Kapital?
Diese soziale Spaltung wird sichtbar in zunehmender Einkommensungleichheit, in der 
Verdrängung von Menschen aus Wohnungen und Kiezen, in der Abschottung und Isola-
tion einzelner Kieze oder Gruppen. Die Auseinandersetzungen um das Haus Liebigstraße 
14 oder die massiven, teilweise gewaltsamen Auseinandersetzungen  im Rahmen von 
Protesten gegen Gentrifizierung sind Anzeichen dafür, dass viele Menschen den Glauben 
an das Primat der Politik verloren haben. 

Stattdessen herrscht vielfach das Gefühl vor, gegen die kapitalgeleiteten Interessen in 
Berlin nur wenig ausrichten zu können. Das ist Ergebnis einer Stadtpolitik, die zu lange 
einer kapitalistischen Verwertungslogik den Vorrang gegeben hat – und die Haushaltskon-
solidierung zu einem politischen Wert an sich erhoben hat. 

Wir Jusos erteilen dieser Strategie eine klare Absage. Wir brauchen mehr, nicht weniger öf-
fentlichen Einfluss auf unsere Stadt. Wir wollen nicht, dass InvestorInnen darüber entschei-
den, wer wo leben muss oder darf. Wir wollen nicht, dass wirtschaftliche Interessen über 
die Interessen von Menschen gestellt werden. Wir stellen die Menschen, die in ihrer Stadt 
leben, in den Mittelpunkt unserer Politik und fordern eine Politik ein, die sich daran misst.
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Soziale Milieus in der Stadt
Der Wegfall fester Sozialmilieus manifestiert sich vorrangig in Städten – und gerade in 
Berlin sind die sozialen Widersprüche unverkennbar. Einer wachsenden Gruppe sozial 
schwächerer und teilweise perspektivloser Menschen steht eine ebenfalls wachsende 
Gruppe junger LeistungsindividualistInnen und PostmaterialistInnen gegenüber, für die 
individuelle Selbstverwirklichung und die Interessen der eigenen Klientel oberste Ziele 
sind. Einer wachsenden Zahl älterer Menschen mit spezifischen Bedürfnissen stehen 
Jugendliche ohne erfolgsversprechende berufliche Perspektive gegenüber.

In dieser Situation werden einerseits soziale Einrichtungen zur Lebensnotwendigkeit 
für Menschen, die ohne Unterstützung von außen kein menschenwürdiges Leben mehr 
führen können. Andernorts entstehen gleichzeitig isolierte, abgeschottete Sozialräume, 
deren gut situierte BewohnerInnen bestehende Lebensrealitäten in der Stadt ignorieren. 
Es droht ein „Wir hier, Ihr dort“.

7





Jungsozialistische Stadtpolitik stellt sich der Herausforderung, Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität in Berlin für alle greifbar zu machen. Wir wollen deshalb diejenigen unterstüt-
zen, die von Transferleistungen abhängig sind und ihnen neue Perspektiven eröffnen. Wir 
wollen Freiräume und Platz für Selbstverwirklichung in unserer Stadt sicherstellen und 
gleichzeitig Solidarität von allen einfordern. Wir wollen, dass alle Menschen ihren Beitrag 
dazu leisten, die Einmaligkeit Berlins zu erhalten.

Der Rahmen, in dem wir solidarische Stadtpolitik umsetzen wollen, ist dabei jedoch nicht 
auf die jeweiligen Interessen Einzelner bezogen. Wir wollen nicht, dass diejenigen, die 
ihre Interessen am wirksamsten vertreten können, den Ton angeben. Wir wollen, dass alle 
Menschen die gleichen Möglichkeiten haben, ihr Lebensumfeld zu gestalten. Wir wissen, 
dass dabei Widersprüche auftreten werden und stellen uns dieser Diskussion. Denn nur 
wenn es gelingt, die Widersprüche in Berlin in einem solidarischen Miteinander aufzulö-
sen, können wir die soziale Kluft in unserer Stadt überwinden.

Wir sind überzeugt, dass nur ein aktiver und ausgleichender Staat in der Lage ist, wider-
sprüchliche Anforderungen an Stadtentwicklung zu kanalisieren und das Recht auf Stadt 
für alle Menschen zu gewährleisten.

Stadtentwicklung kann in dem Sinne nur dann gelingen, wenn alle EinwohnerInnen 
unabhängig von ihrer individuellen Situation an der Entwicklung ihres Umfeldes teilhaben 
können. Wir denken dabei über die bestehenden Möglichkeiten von Wahlen oder Volksab-
stimmungen hinaus. Teilhabe bedeutet, dass jedeR Einzelne die Möglichkeit hat, einen Bei-
trag zur Gestaltung seines Lebensumfeldes zu leisten und dass eine lebendige Demokratie 
in Berlin einen neuen Stellenwert einnimmt. 

Unser Berlin von morgen ist solidarisch, demokratisch und sozial gerecht. In unserer Vision 
haben alle Menschen die Möglichkeit zur sozialen, kulturellen und politischen Teilhabe 
und können ihr Recht auf Stadt wahrnehmen. Für dieses Ziel wollen wir und werden wir 
streiten: Mit sozialen Bewegungen, Initiativen, jungen Menschen und innerhalb der SPD. 
Denn wir wissen: Es ist nötig – und es lohnt sich.
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In den vergangenen 20 Jahren haben mehr als 1,6 Millionen Menschen unsere Stadt 
verlassen, viele in das Umland, was die Speckgürtel Berlins stärkte. Etwa genau so viele 
Menschen sind in dieser Zeit neu nach Berlin gezogen. Dieser unvorstellbare Bevölke-
rungsaustausch ist Ausdruck davon, wie attraktiv Berlin für viele Menschen aus der ganzen 
Welt ist – Menschen, die in Berlin studieren, arbeiten, leben und die Kreativität unserer 
Stadt genießen möchten.

Dieser enorme Bevölkerungsaustausch führte und führt innerhalb der Stadt zu weitrei-
chenden Entwicklungen. Junge, kreative Menschen, KünstlerInnen, StudentInnen fühlten 
sich angezogen von vergleichsweise günstigen Mieten in leerstehenden Altbauwohnun-
gen und schufen eine eigene Subkultur. Eine neue Infrastruktur mit Cafés, Läden und 
Galerien folgte ihnen und führte zu einer Aufwertung ganzer Kieze und Bezirke. Diese 
Aufwertung führte schließlich zu erheblichen Sanierungs- und stadtplanerischen Maßnah-
men, die wiederum Mietsteigerungen und renditeträchtige Immobiliengeschäfte nach 
sich zogen.

Gentrifizierung
Dieses Szenario, als dessen Prototyp der Prenzlauer Berg gilt und das sich mittlerweile 
in verschiedenen Stadtteilen abspielte, führte im Ergebnis zur Verdrängung der bereits 
dort lebenden Bevölkerung, die die gestiegenen Mieten nicht mehr zahlen konnte und 
ausziehen musste. Gentrifizierung meint genau das: Die Verdrängung der angestammten 
EinwohnerInnen als Ergebnis eines sozialen Umstrukturierungsprozesses in einem Stadt-
gebiet durch den Zuzug statushöherer und einkommensstärkerer Bevölkerungsgruppen.

Der Begriff Gentrifizierung wird heute vor allem als politischer Kampfbegriff genutzt: Er 
wird zur Skizzierung politisch-gesellschaftlicher Konflikte wie die zunehmende sozia-
le Spaltung der Gesellschaft und dem Ausschluss wachsender Bevölkerungsgruppen 
genutzt. Auf der anderen Seite werden Gentrifizierungsprozesse regelmäßig verneint oder 
geleugnet, um politisches Nicht-Handeln zu legitimieren.

Wir Jusos geben uns damit nicht zufrieden. Wir wollen weder städtebaulich erforderli-
che und wünschenswerte Erneuerungsprozesse pauschal verdammen oder verhindern, 
noch wollen wir die Verdrängung von Menschen aus finanziellen Gründen akzeptieren. 
Wir wissen, dass es keinen Master-Plan gegen Gentrifizierung und Verdrängung in einer 
kapitalistischen Gesellschaft geben kann. Wo jedoch konkrete Ansätze möglich sind, um 
Gentrifizierung einzuschränken, müssen diese dringend umgesetzt werden.



Politik in der Stadt und für die Stadt muss für und mit den Menschen gemacht werden, die 
in ihr leben. Wir wollen die Lebensbedingungen der Menschen verbessern. Die Bedürfnis-
se der EinwohnerInnen müssen wieder Richtschnur politischen Handelns werden. Dafür 
kämpfen wir Jusos.

Wohnen in Berlin 
In kaum einem anderen Bereich treten Konflikte in Folge der sozialen Spaltung so deutlich 
zutage wie auf dem Wohnungsmarkt. Seit einigen Jahren steigen in Berlin die Mieten 
massiv an; besonders innerhalb des S-Bahn-Rings werden Mieten für viele BewohnerIn-
nen unbezahlbar. Im Ergebnis werden Tausende Menschen jedes Jahr zu einem Umzug 
gezwungen, häufig an die Bezirksränder oder an den Stadtrand.

Wohnungsnotstand in der Stadt
Diese Entwicklung hat verschiedene Ursachen. Seit Jahren übersteigt der Zuzug nach 
Berlin den Neubau von Wohnungen. Das knappere Angebot führt im Sinne der Profitma-
ximierung zu steigenden Mieten – Steigerungen um 20-30 Prozent bei Neuvermietungen 
sind keine Einzelfälle mehr, sondern in vielen Stadtteilen brutale Realität. Selbst in vorgeb-
lich entspannteren Lagen sind heute kaum noch freie Wohnungen zu finden. 

Hinzu kommt, dass leerstehende Wohnungen oder Häuser häufig dem Wohnungsmarkt 
nicht zur Verfügung stehen – sie dienen vielmehr als Spekulationsobjekte, sollen einzeln 
veräußert oder angesichts erwarteter Gewinne für das Grundstück gar abgerissen werden. 
Auch bereits vermietete Wohnfläche wird für Ferienwohnungen oder gewerbliche Nut-
zung zweckentfremdet.

Studierende, Singles, junge Berufstätige, Alleinerziehende und EmpfängerInnen von 
Transferleistungen sind besonders von den Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt be-
troffen: Ihre Anzahl und damit die Anfrage nach kleineren Wohnungen nimmt stetig zu – 
im Gegensatz zur Angebotsentwicklung auf dem Wohnungsmarkt, wo größere Wohnun-
gen höhere Renditen erwarten lassen. Damit werden diejenigen, die sich am wenigstens 
eine große Wohnung leisten können oder wollen, zusätzlich belastet, da gerade in diesem 
Segment höchste Mietsteigerungen möglich sind.

Öffentliche Verantwortung 
Der Berliner Senat hat sich in den vergangenen 20 Jahren stark aus seiner Verantwortung 
für den Wohnungsbau zurück gezogen. Etwa die Hälfte des landeseigenen Wohnungs-
bestandes wurde in den letzten Jahren verkauft, so dass sich in Berlin heute nur noch 
270.000 Wohnungen in öffentlichem Eigentum befinden. Damit hat der Senat eine seiner 
Steuerungsmöglichkeiten auf dem Wohnungsmarkt aufgegeben – geringe Mieten in 
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landeseigenen Wohnungen etwa würden sich stabilisierend auf die Entwicklung des Miet-
spiegels auswirken. Der Ausstieg des Senats aus dem öffentlichen Wohnungsbau hat dazu 
geführt, dass ehemals öffentliche Wohnungen heute als Spekulationspakete an Börsen 
gehandelt werden.

Wir wollen wirksame Begrenzungen auf dem Wohnungsmarkt, um menschenwürdiges 
Wohnen für alle in unserer Stadt zu ermöglichen. Wohnen darf nicht dem Markt allein 
überlassen bleiben. Wir akzeptieren nicht, dass Hunderttausende in Berlin schutzlos den 
Renditeträumen einiger weniger InvestorInnen ausgesetzt sind. Wir verstehen die freie 
Wahl des Wohnortes als Menschenrecht, das der Staat mit einer aktiven Wohnungspoli-
tik sicherstellen muss. Deshalb muss der Senat kurzfristig Maßnahmen zur Begrenzung 
von Mietsteigerungen ergreifen und mittel- und langfristig die Wohnungslage in Berlin 
deutlich entspannen.

Wir wollen das Zweckentfremdungsverbot mit sofortiger Wirkung wieder einsetzen. Damit 
wird SpekulantInnen ein Riegel vorgeschoben, die den knappen Wohnraum durch die 
Umwidmung zu Gewerberäumen zusätzlich verringern. Über das Zweckentfremdungs-
verbot müssen auch solche Wohnungen, die über einen längeren Zeitraum leer stehen, 
vermietet werden können. Wie in anderen Städten müssen auch in Berlin VermieterInnen 
gezwungen werden können, ihre Wohnungen zu vermieten.

Die Wohnungsnot in Berlin kann langfristig nur durch den Neubau von Wohnraum gelöst 
werden. Auch wenn der Senat betont, dass Berlin so viel Leerstand hat, hilft den Betrof-
fenen der Verweis auf Wohnungen am anderen Ende der Stadt nicht weiter. In Zukunft 
muss der Leerstand differenziert betrachtet werden. Gleichzeitig müssen flankierende 
Maßnahmen getroffen werden, die als Mittel gegen Mietpreisexplosionen und Zwangs-
umzüge geeignet sind. Deshalb wollen wir einen Wiedereinstieg in den öffentlichen 
Wohnungsbau. Vor allem im Segment kleinerer und bezahlbarer Wohnungen benötigen 
wir dringend Neubauten. Um den öffentlichen Auftrag der Wohnungspolitik wieder zu 
betonen und staatliche Steuerungsmöglichkeiten wiederherzustellen, wollen wir den 
Rückkauf privatisierter Wohnungen in den kommenden Jahren vorantreiben. Diese 
Investitionen in ein besseres Leben in Berlin müssen in allen Bezirken spürbar sein. Ob in 
Mitte oder Hellersdorf – öffentlicher Wohnraum muss in ganz Berlin vorhanden sein, damit 
niemand gezwungen ist, sein und ihr Umfeld verlassen zu müssen. Auch damit kann der 
Senat als einflussreicher Akteur auf dem Wohnungsmarkt agieren und die Preise aktiv ge-
stalten. Um dies zu erreichen, muss der Senat jedoch die Wohnungsbaugesellschaften von 
der Politik der Profitmaximierung befreien und deren Unternehmenspolitik konsequent 
mieterfreundlich ausrichten. Wir stehen für eine Politik, die diesen Einfluss geltend macht 
und eine aktive Wohnungspolitik auch kleinräumig verfolgt.

Um eine Verdrängung der ansässigen BewohnerInnen zu verhindern, wollen wir die 
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Milieuschutzsatzung wieder stärker anwenden. Mit diesem Instrument kann in einzelnen 
Bereichen ein Bestandschutz sichergestellt werden, um die Verdrängung von AnwohnerIn-
nen zu verhindern. Dazu dient etwa das Verbot der Umwandlung von Miets- in Eigentums-
wohnungen oder besondere Auflagen bei Sanierungen.

Neben Maßnahmen auf Landesebene fordern wir Verschärfungen beim Mietrecht auf Bun-
desebene. Dazu muss der Senat eine erneute Bundesratsinitiative im Verbund mit anderen 
Bundesländern starten. Bei Neuvermietungen muss eine Mietobergrenze bei maximal 
5 Prozent über dem bestehenden Mietspiegel angesetzt werden. Sanierungsbedingte 
Mietsteigerungen wollen wir zeitlich begrenzen und die bestehende Mietsteigerung von 
11 Prozent nach Sanierungen auf maximal 8 Prozent der Miete reduzieren.

Nachhaltige und soziale Stadtentwicklung
Wir wollen die energetische Sanierung von Wohnhäusern in Berlin vorantreiben. Sie ist 
Bestandteil einer nachhaltigen Stadtentwicklungsstrategie und schafft neue Arbeitsplätze 
in Berlin. Dabei wollen wir aber das Gleichgewicht zwischen ökologischen und sozialen 
Aspekten gewährleisten: Energieeffizienz und Nachhaltigkeit dürfen sich nicht negativ auf 
das soziale Gefüge der Stadt auswirken.

Auch auf bezirklicher, kleinräumiger Ebene stehen wirksame Instrumente zur Verfügung, 
die in Zukunft stärker genutzt werden müssen. So bietet jedes Bebauungsplanverfahren 
auch bei privaten Neubauten Chancen, Schranken einzuziehen und Verpflichtungen zur 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums abzuschließen. Dabei müssen öffentliche Wohnungen 
auch unter dem Mietspiegel vermieten werden, damit rapiden Mietsteigerungen entge-
gengewirkt werden kann.

Energetische Sanierungen müssen deshalb nachweislich nebenkostensenkend wirken. 
Investitionen in Mietshäuser, die nicht unter Instandhaltung oder nebenkostensenkende 
energetische Sanierungen fallen, müssen von den MieterInnen transparent gemacht und 
von ihnen legitimiert werden. Alle anfallenden Mietsteigerungen müssen den MieterInnen 
vorher transparent mitgeteilt werden.

Soziale Liegenschaftspolitik
Die Liegenschaftspolitik des Senats entscheidet maßgeblich über den Charakter der Stadt-
entwicklung: In den vergangenen Jahren war stets die Profitmaximierung Richtschnur 
beim Verkauf städtischer Immobilien und Grundstücke. 
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Wir wollen hier ein Umdenken erwirken. Flächen dürfen nicht mehr ausschließlich an 
gewinnorientierte Projekte veräußert werden. Stattdessen muss gerade der Liegenschafts-
fonds primär auf die Bedürfnisse der städtischen Bevölkerung achten und aus der daraus 
resultierenden Analyse Projekte entwickeln oder unterstützen, die eine soziale Integration 
der gesamten Bevölkerung in die Entwicklung der Stadt ermöglichen. 

Stadtpolitik kleinräumig gestalten
Stadtentwicklung findet in den Kiezen statt: Große Infrastrukturprojekte sind für die 
urbane Gesamtheit notwendig, aber das Leben der Berlinerinnen und Berliner spielt sich 
oftmals in ihren Kiezen ab. Deshalb muss jede Politik, die auf Teilhabe und Gerechtigkeit 
angelegt ist, dort auch ansetzen: Sie muss die Menschen in ihren Kiezen wirksam unter-
stützen und ihre Lebensbedingungen konkret verbessern.

Quartiersmanagement neu ausrichten
Die im Rahmen des Programms „Soziale Stadt“ eingerichteten Gebiete des Quartiers-
managements müssen differenziert betrachtet werden. Einerseits bestehen erhebliche 
Unterschiede zwischen den Gebietsgrößen – der Einzugsbereich geht von etwa 5.000 bis 
über 25.000 EinwohnerInnen; andererseits haben sich die Aktivitäten des Quartierma-
nagements in den vergangenen zehn Jahren entwickelt. Während zunächst oftmals Bau-
maßnahmen im Vordergrund standen, stehen mittlerweile verstärkt Angebote im Bereich 
Bildung, Integration und Arbeitsmarkt im Mittelpunkt.

Wir Jusos halten das Quartiersmanagement für ein wichtiges Instrument kleinräumiger 
Stadtpolitik. Dabei müssen die Menschen und ihre spezifischen Bedürfnisse in den Kiezen 
im Mittelpunkt stehen. Das setzt voraus, dass die MitarbeiterInnen der QM-Büros auch 
eine enge Beziehung zu den Menschen im Kiez aufbauen können. Deshalb wollen wir 
möglichst kleinräumige QM-Gebiete. Richtwert sollen 5000 EinwohnerInnen sein. Ge-
wachsene Kieze sollen aber nicht „zerteilt“ werden.

Gleichzeitig muss die Ausrichtung der QM-Gebiete sich noch stärker darauf konzentrie-
ren, die Bedürfnisse der EinwohnerInnen zu unterstützen. Ziel muss die gemeinsame 
Entwicklung des Kiezes durch seine EinwohnerInnen sein – durch Aktivitäten, wirksame 
Einbeziehung der BewohnerInnen in Umgestaltungsmaßnahmen, vor allem aber durch 
die Einrichtung von Anlaufstellen für alle Bevölkerungsgruppen. Eine Festlegung der klein-
räumigen Politik auf ausschließlich wirtschaftliche Entwicklung lehnen wir ab.
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Soziale Kiezpolitik
Wir müssen uns vom sozialromantischen Ziel, sozial durchmischte Räume schaffen zu kön-
nen, verabschieden. Stadtpolitik hat lange versucht, diese Durchmischung zwangsweise 
durchzusetzen – und damit versucht, ganze Stadtteile autoritär-repressiv neu zu ordnen.

Für uns ist klar: Wir wollen keine isolierten Kieze, in denen sich Menschen ausschließlich 
über ihre soziale Homogenität charakterisieren und sich gegenüber „Fremden“ abschot-
ten. Wir müssen aber erkennen, dass Homogenität nicht künstlich, etwa durch Quoten bei 
der Wohnungsvergabe, durchbrochen werden kann. 

Umgekehrt fordern wir die soziale Verantwortung von VermieterInnen ein. Deshalb sollen 
künftig 20% der Wohnungen innerhalb von Wohnhäusern mit mehr als fünf verfügbaren 
Wohnungen zu Konditionen angeboten werden, die von TransferleistungsemfängerInnen 
erfüllt werden können.

Wir wollen, dass gewachsene Kieze in ihrer sozialen Struktur erhalten bleiben. Wo Unter-
stützungsbedarf besteht, muss dieser durch die Bezirke und mit Unterstützung von Land 
und Bund ermöglicht werden. In Kiezen, die etwa eine hohe Erwerbslosenquote aufwei-
sen, müssen die Anstrengungen für Qualifikation und die Ansiedlung von Jobs verbessert 
werden. Freiwillige und niedrigschwellige Bildungsangebote führen zu einer besseren In-
tegration von Menschen in die Gesellschaft. Bauliche Verbesserungen, die nicht zu Lasten 
der BewohnerInnen gehen, stärken den Kiez. 

Der Zuzug einkommenstarker Bevölkerungsgruppen in solche Gebiete führt dagegen 
zu statistischen Veränderungen, verbessert aber nicht die Situation der Menschen, die 
dort leben. Ganz im Gegenteil: Häufig sind solche stadtplanerischen Maßnahmen der 
Grundstein für Gentrifizierung. Deshalb darf sich Stadtentwicklung nicht damit befassen, 
zwangsweise Veränderungen durch „Durchmischung“ zu schaffen, sondern muss die 
Menschen, die in ihren Kiezen leben, stärken und unterstützen.

Zwischennutzungsagenturen weiterentwickeln
Antreiber von Gentrifizierungsprozessen waren die als städteplanerisches Entwicklungsin-
strument eingerichteten Zwischennutzungsagenturen in Berlin. Ihr Ziel war die Vermitt-
lung ungenutzter Gewerbeflächen in Kiezen an InteressentInnen. Dabei richtete sich ihr 
Interesse nicht etwa an Initiativen aus dem Kiez, sondern grundsätzlich an Investoren, die 
auf der Suche nach einem freistehenden Ladenlokal waren. Der damit erfolgte, von Kapi-
talinteressen geleitete Eingriff von außen in die Kieze war treibende Kraft der Gentrifizie-
rung, indem er eine Infrastruktur schuf, die sich an die neue, solventere Klientel richtete. 

Wir wenden uns gegen solche Instrumente, mit denen aggressiv versucht wird, vorgeb-
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liche Verbesserungen von außen in Kieze zu tragen. Stattdessen wollen wir Initiativen in 
den Kiezen selbst unterstützen und dafür sorgen, dass neue Infrastruktur auch direkt den 
BewohnerInnen zugute kommt. Bei der Einrichtung von Zwischennutzungsagenturen 
dürfen deshalb künftig ausschließlich Unternehmen oder Initiativen aus dem Kiez vermit-
telt und unterstützt werden.

Partizipation bei der Stadtentwicklung 
Alle müssen das Recht haben und es als Pflicht verstehen, unser Berlin zu gestalten und 
zu entwickeln. Deshalb wollen wir mehr Partizipationsmöglichkeiten schaffen, um alle 
Menschen auch an der Stadtentwicklung teilhaben zu lassen. Dazu gehört, bestehende 
Instrumente weiterzuentwickeln und kritisch zu überprüfen.

Mehr Partizipation erreichen wir nicht einfach durch mehr Befragungen oder die Senkung 
von Quoren bei Volksentscheiden. Sie sind im Kapitalismus immer ein Instrument der herr-
schenden Klasse. Die vergangenen Volksentscheide, etwa die Initiative „Pro Reli“ oder jene 
zur Fortführung des Tempelhofer Flughafenbetriebs, haben gezeigt, dass vor allem Einzel-
interessen in solchen Volksentscheiden geklärt werden. Vor allem bildungsnahe Schichten 
und finanziell besser Gestellte beteiligen sich an solchen Abstimmungen. Das kann zum 
Missbrauch solcher Instrumente führen, mit denen dann unter dem falschen Label „mehr 
Demokratie“ unter anderem mit massivem Geldeinsatz Partikularinteressen durchgesetzt 
werden sollen. Ein auf punktuelle Zuspitzung ausgerichtetes Demokratieverständnis wird 
die gesellschaftlichen Probleme weiter verschärfen.

Unser Anspruch ist, dass alle Menschen sich an der Entwicklung unserer Stadt beteiligen 
sollen. Deshalb wollen wir auf allen Ebenen mehr Mitwirkungs- und Entscheidungsmög-
lichkeiten für die BürgerInnen schaffen. Eine Möglichkeit besteht darin, stärker mit den 
Menschen in ihren Kiezen gemeinsam Stadtentwicklung zu betreiben. Das Beispiel des 
Geländes der Exrotaprint im Wedding hat gezeigt, dass es auch ohne rein wirtschaftliche 
Interessen möglich ist, gemeinsam Kiezpolitik zu betreiben. Ähnliche Modelle der langfris-
tigen Partizipation müssen berlinweit gefördert werden.

Darüber hinaus wollen wir auch die Möglichkeiten zur Mitbestimmung bei Wahlen erwei-
tern. Dazu zählt unser klares Bekenntnis zur Einführung des Wahlalters mit 16 für die Wah-
len zum Abgeordnetenhaus. Um darüber hinaus allen Menschen die gleichen Patizipati-
onsmöglichkeiten in unserer Stadt zu geben, wollen wir das aktive und passive Wahlrecht 
auf kommunaler und Landesebene für alle Menschen, die in Berlin leben, unabhängig von 
ihrer Staatsangehörigkeit einführen.
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Öffentliche Daseinsvorsorge
Wir Jusos wollen, dass alle Menschen gleichberechtigt und gleichwertig an unserer 
Gesellschaft teilhaben können. Entscheidend dafür ist, dass alle Menschen Zugang zu den 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens haben, die für die Teilhabe in dieser Gesellschaft 
notwendig sind. Dabei ist es nicht ausreichend, dass der Staat lediglich einen Ordnungs-
rahmen setzt. Vielmehr muss die Gesellschaft als Ganzes die Verantwortung für die Ele-
mente öffentlicher Daseinsvorsorge übernehmen, um Teilhabe für alle Menschen genauso 
wie demokratische Kontrolle und Steuerung zu erreichen. Die öffentliche Daseinsvorsorge 
gehört in gesellschaftliche Hand. 

Der Privatisierungswahn, der in den vergangenen Jahren (auch unter Mitwirkung der SPD) 
in Berlin stattfand, hat nicht zu der erwarteten „Effizienz”, sondern in vielen Fällen lediglich 
zu Preissteigerungen für die Menschen und schlechteren Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten geführt. Gleichzeitig führt Privatisierung zu einem Mangel an demokrati-
scher Legitimation und staatlicher Steuerungsmöglichkeiten. Ein Mehrwert war durch 
Privatisierungen in keinem Fall erkennbar. 

Deshalb werden wir keine Privatisierungen mehr zulassen und setzen uns für die Rekom-
munalisierung wichtiger Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge ein. Das erfolgreiche 
Volksbegehren des Berliner Wassertischs hat exemplarisch gezeigt: Die Menschen in dieser 
Stadt wollen keine Privatisierungen, sondern sie wollen, dass der Staat seiner Verantwor-
tung bei der Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur nachkommt.

Berliner Stadtwerke gründen: Wasser…
Um zentrale Elemente öffentlicher Daseinsvorsorge wieder in städtische Hand zu über-
nehmen fordern wir die Gründung Berliner Stadtwerke. Sie sollen die Organisation und 
Verwaltung der Versorgung übernehmen und müssen wirksam demokratisch steuerbar 
sein. Die Berliner Stadtwerke sollen die Versorgung der Berliner Bevölkerung mit Wasser, 
Strom, Gas und Fernwärme sicher stellen. Die Organisation unter einem Dach schafft Re-
finanzierungsmöglichkeiten, organisiert eine kohärente Politik und macht demokratische 
Steuerung leichter möglich. 

Dazu muss zuallererst die Wasserversorgung wieder in die öffentliche Hand übernommen 
werden. Die privatisierten Anteile wollen wir zurückkaufen und die Wasserbetriebe als 
Ganzes wieder in städtische Verantwortung überführen. Dies dient in erster Linie dem 
Ziel, die Wasserversorgung, Investitionen und den Ausbau unter demokratische Kontrolle 
zu bringen und so dem Gemeinwohl, statt privatem Gewinnstreben zu unterwerfen. Ob 
kurzfristige Preissenkungen möglich sein werden, ist unklar. In jedem Fall aber wollen wir 
langfristig Preisstabilität erreichen.
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…und Strom in öffentlichem Eigentum
Auch die Strom-, Gas- und Fernwärmeversorgung wollen wir wieder als Kernbereiche der 
öffentlichen Daseinsvorsorge in öffentliches Eigentum überführen. Damit stellen wir die 
Versorgung aller BerlinerInnen sicher und entziehen diese Bereiche dem Renditestreben 
von international operierenden Unternehmen und InvestorInnen. 

Die neu gegründeten Stadtwerke müssen an dem anstehenden Ausschreibungsverfah-
ren um die Konzessionen teilnehmen. Dazu muss der Senat kurzfristig ein transparentes 
Konzept zur Übernahme der Versorgung vorlegen. Unser Ziel ist, mit Berliner Stadtwerken 
auch unter sozialen und ökologischen Aspekten eine vorbildliche Infrastruktur zu schaffen. 
Wir halten an unserer strikten Ablehnung von Atomenergie fest und wollen stärker in 
erneuerbare Energien und bis zur vollständigen Abdeckung damit in hocheffiziente kon-
ventionelle Kraftwerke investieren. Wir wollen, dass Berlin als erste Metropole weltweit nur 
noch Strom aus erneuerbaren Quellen bezieht. Mittelfristig wollen wir eine Zerschlagung 
des Energieoligopols.

Zukunft der Mobilität 
Die Entwicklung von Mobilität und Verkehr ist nicht nur grundlegend für die Zukunftsfä-
higkeit der Stadt, sondern muss auch vor dem Hintergrund zukünftiger Entwicklungen 
geplant werden. 

Schon heute nutzen im Vergleich zu anderen Großstädten nur wenige Menschen in Berlin 
ein Auto. Gleichzeitig steigt die Nutzung des ÖPNV trotz S-Bahn-Chaos sowie die Anzahl 
von Fahrrädern deutlich an. Wir wollen diese Entwicklung weiter vorantreiben und damit 
auch zur ökologischen Wende beitragen.

Eine zukunftsorientierte Verkehrspolitik muss berücksichtigen, dass nicht nur die Berliner 
Bevölkerung altern wird und mehr Menschen auf barrierefreie Verkehrsmittel angewie-
sen sind. Sie muss auch die wachsende Bedeutung von Mobilität für alle Bevölkerungs-
gruppen berücksichtigen. Mobilität ist eine Voraussetzung für die soziale und kulturelle 
Teilhabe an der Gesellschaft. 

Nachhaltige Verkehrspolitik
Dabei wollen wir keine autofeindliche Stadt, in der durch schlichte Verbote jene Men-
schen leiden müssten, die aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen auf ein Auto 
angewiesen sind. Stattdessen wollen wir erreichen, dass durch den weiteren Ausbau des 
öffentlichen Personennahverkehrs und von Fahrradwegen die Mobilitätsbedürfnisse aller 
Berlinerinnen und Berliner gesichert werden.
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arbeiten
in berlin

Im Straßenverkehr wollen wir bestehende Straßen erhalten und erneuern. Neue Straßen 
oder gar Autobahnen sind dagegen nicht erforderlich, sondern behindern die Entwick-
lung ökologischer und nachhaltiger Alternativen und belasten Kieze und die Menschen, 
die dort leben. Deshalb halten wir auch an der Ablehnung der A100-Verlängerung fest.

Attraktiver Nahverkehr 
Wir wollen den ÖPNV attraktiver gestalten. Dazu gehören bessere Taktungen bei Bussen 
und Bahnen und eine bessere Anbindung der Kieze. Der Ausbau von kiezverbindenden 
Bussen würde die Nutzungsmöglichkeiten für ältere und kranke Menschen steigern. Die 
Barrierefreiheit von S- und U-Bahnen und –Bahnhöfen muss zwingend weiter voran-
getrieben werden. Hier brauchen wir weitere öffentliche Investitionen über die BVG als 
Landeseigener Verkehrsbetrieb.

Die S-Bahn darf nicht länger den Profitinteressen der Deutschen Bahn dienen, sondern 
muss rekommunalisiert werden. Wir lehnen jegliche Teilausschreibung ab und wollen die 
gesamte S-Bahn mittelfristig als kommunales Unternehmen führen. Nicht Renditeträume, 
sondern optimale Mobilität muss wieder Richtschnur der Berliner Verkehrspolitik werden. 
Mittel- bis langfristig müssen wir den gesamten ÖPNV in Berlin unter dem Dach eines Ber-
liner Stadtwerks – zum Beispiel nach dem Vorbild der Münchner Stadtwerke – vereinen, 
um effiziente und kostengünstige Verkehrslösungen realisieren zu können.

Der öffentliche Nahverkehr darf kein Angstraum sein, in der sich Menschen unsicher füh-
len. Schärfere Videoüberwachung führt lediglich zu verstärktem Unwohlsein bei Fahrgäs-
ten, erhöht aber nicht die individuelle Sicherheit. Stattdessen brauchen wir mehr Personal 
vor allem nachts in Zügen und Bussen, ohne dass damit Preiserhöhungen einhergehen 
dürfen. Dunkle Ecken an Bahnhöfen, Tunneln, Zuwegen oder Überführungen müssen 
verschwinden. Die Speicherung der Kameraaufzeichnungen im ÖPNV darf nicht über die 
bisher möglichen 24 Stunden hinaus ausgeweitet werden, da die zuletzt durch den Senat 
beschlossenen Regelungen eine zeitnahe Verwertung der Daten im Einzelfall gewähr-
leisten. Außerdem steigt das subjektive Sicherheitsempfinden der NutzerInnen durch die 
Ausweitung der Speicherdauer nicht.

Um die Attraktivität des ÖPNV zu steigern, muss die kostenfreie Befördung mittelfristig 
erreicht werden. Dazu werden stufenweise die bestehenden Tarife abgesenkt. Das Sozialti-
cket bleibt bis zur vollständigen Erreichung der Kostenfreiheit erhalten.
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Fahrradfreundliche Stadt
Wir wollen ein fahrradfreundliches Berlin. Bezirke und Senat haben in den vergangenen 
Jahren schon viel erreicht, aber wir brauchen einen noch stärkeren Zuwachs als bislang 
geplant. Die Einrichtung eigener Fahrradwege auf den Bürgersteigen hat sich als Einbahn-
straße für FahrradfahrerInnen erwiesen und die Unfalldichte erhöht. Deshalb muss die 
Entwicklung von Fahrradspuren auf allen öffentlichen Straßen Schwerpunkt beim Ausbau 
sein. 

Die kostenfreie Bereitstellung von Fahrrädern im öffentlichen Raum, wie sie in mehreren 
Metropolen weltweit bereits besteht, muss eine Perspektive für Berlin sein. Das in diesem 
Jahr startende Pilotprojekt des Senats wollen wir deshalb bei Erfolg ausweiten.

Aktive Wirtschaftspolitik für eine aktive Stadt
Wirtschaftspolitik ist von zentraler Bedeutung für die Zukunft unserer Stadt. Nur wenn Ber-
lin auch wirtschaftlich prosperiert und Fortschritt und Werte schafft, können Verteilungs-
spielräume wachsen und die Stadt attraktiver werden. Dabei muss mit dem neoliberalen 
Dogma, es gäbe nur gute und schlechte Wirtschaftspolitik und die beste Rolle für den 
Staat sei, sich möglichst weit aus der Einflussnahme zurückzuziehen, gebrochen werden. 
Die Gesellschaft muss Wirtschaft nutzbar machen, nicht umgekehrt. Eine aktive Einfluss-
nahme auf wirtschaftliche Prozesse und die Gestaltung von Strukturwandlungsprozessen 
sind essentiell für eine Politik, die allen Menschen in der Stadt Teilhabe und soziale Absi-
cherung garantieren kann.

Der weitgehend ungesteuerte Strukturwandel und die durch die Teilung bedingte ein-
zigartige Situation Berlins haben die Berliner Wirtschaftsstruktur drastisch verändert und 
beeinflusst. Heute werden im Dienstleistungssektor 82 Prozent des Bruttoinlandsprodukt 
erwirtschaftet und 84 Prozent aller ArbeitnehmerInnen beschäftigt. Der Industriesektor 
hat dem gegenüber im Vergleich zu früheren Zeiten nur noch geringe Bedeutung.

Wir wollen neue Industrie in Berlin ansiedeln. Wir wollen keine rauchenden Schornsteine 
und Ausbeutung am Arbeitsplatz – im Gegenteil. Es muss in Berlin besser gelingen, analog 
zur herausragenden Forschung in der Stadt auch die Produktion im High-Tech-Bereich 
stärker anzusiedeln. Neben den Perspektiven in der Kreativindustrie liegen gerade hier, 
etwa im medizinisch-technischen Bereich, Potenziale brach, die erschlossen werden 
müssen.

Diese Schwäche des produzierenden Sektors und die Berliner Wirtschaftsstruktur haben 
Folgen: In Berlin herrscht eine sehr hohe strukturelle Arbeitslosigkeit vor, Arbeitsbe-
dingungen sind schlecht und nicht zuletzt sind die Einnahmen aus Gewerbesteuern 
unglaublich gering. Wir setzen auf eine aktive Wirtschaftspolitik, die eine Wiederbelebung 
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des industriellen Sektors genauso umfasst, wie den Ausbau zukunftsweisender Dienstleis-
tungssparten und die Stärkung eines wirksamen öffentlichen Sektors.

Der industrielle Sektor in Berlin muss gestärkt werden. Wir wollen vorhandene Potentiale 
nutzen und neue Industrie ansiedeln. Der starke Wissenschaftsstandort muss als Vorteil 
erkannt und die Verzahnung von Produktion und Forschung besser gelingen. So kann 
Berlin Anziehungspunkt für den High-Tech-Bereich werden. Daneben bieten vor allem der 
medizintechnische Bereich und die Kreativindustrie Potentiale. Die Ansiedlung von Indust-
rie muss durch staatliche Investitionen in Infrastruktur begleitet werden. Daneben müssen 
Potentiale in der Stadtentwicklungspolitik – vor allem im kleinräumigen Bereich – genutzt 
werden. Die immerwährende Nutzung ehemaliger Industrieflächen für Einkaufszentren 
ist kontraproduktiv. Jedes Bebauungsplanverfahren in diesem Bereich ist Wirtschaftspo-
litik. Nur wenn unseren wirtschaftspolitischen Zielen auch hier Rechnung getragen wird, 
können sie auch erreicht werden.

Aktive Wirtschaftspolitik bedeutet für uns, dass wir auch den Staat in der Pflicht sehen, 
durch antizyklische Haushaltspolitik Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen. Deshalb 
wollen wir Infrastrukturprogramme, die neben einer Verbesserung der Lebensqualität in 
unserer Stadt neue Arbeitsplätze schaffen.
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Kultur 
Berlin zeichnet sich aus durch eine breite Kulturlandschaft, die die Stadt lebenswert und 
einzigartig macht. Alternative Kunstprojekte, zahlreiche Konzerte, spontane Events, große 
staatliche Museen, Theater und Opern, kleine Untergrundprojekte – all das gehört zu 
Berlin, lebt von Berlinerinnen und Berlinern und zieht jedes Jahr Millionen BesucherInnen 
in unsere Stadt. Gerade in Berlin lebt Kultur davon, dass sie unkonventionell ist, Freiräume 
hat und von vielen Menschen aus aller Welt gestaltet wird. Wir wollen, dass die einzigarti-
ge Kulturlandschaft Berlins erhalten bleibt und sich frei entwickeln kann. 

Neben der weiteren Förderung der bestehenden großen Chöre und Orchester, Theater, 
Konzerthäuser und Opern müssen deshalb vor allem auch die vielen kleinen, unabhängi-
gen Kulturprojekte gefördert werden. Es kann nicht sein, dass unabhängige Kulturprojek-
te, die auf ungenutzten Flächen entstehen, schließen müssen, ohne dass solche Flächen 
anderweitig genutzt werden. Sie müssen vielmehr rechtlich anerkannt und legalisiert 
werden. Gerade kleinteilige Kulturprojekte kommen den Menschen in den Kiezen zugute 
und müssen stärker gefördert werden. 

Durch die Einführung des Berlinpasses können BezieherInnen von Transferleistungen 
3-Euro-Tickets für Theater, Konzertsäle und Opernhäuser erhalten. Der Erfolg des Tickets 
zeigt sich an den steigenden NutzerInnenzahlen. Wir wollen den Berlinpass ausbauen, 
öffentliche Fördermittel an die Akzeptanz des Berlinpasses koppeln und diskriminierungs-
frei ausgestalten. 

Wir setzen uns gegen die prekären Beschäftigungsverhältnisse von freischaffenden Künst-
lerinnen und Künstlern ein. Ein Ansatzpunkt ist die Künstlersozialversicherung, für dessen 
Veränderung sich das Land Berlin auf Bundesebene einsetzen muss, um die Berliner 
Kulturlandschaft zu stärken.

Berlin ist bekannt für seine vielfältige, alternative Clubkultur. In den vergangenen Jahren 
sind Clubs, wie das Knaack und SO36, durch Lärmklagen von neu zugezogenen Anwoh-
nerInnen, stark unter Druck geraten. Die Konsequenz sind Gebäudesanierungen, im Sinne 
des Lärmschutzes, die aber einen erheblichen finanziellen Aufwand mit sich bringen. 
Deshalb sind viele Clubs an den Rand der Existenz gedrängt oder mussten bereits schlie-
ßen. Wir wollen die Berliner Clubkultur erhalten. Deshalb müssen Clubs, die in die Kieze 
hineingewachsen sind, einen Bestandsschutz genießen. 
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Kaum ein Politikfeld ist so sehr 
umkämpft und gleichzeitig für 

die Entwicklung unserer Stadt so 
wichtig wie Bildung. Der freie Zu-
gang zu Bildungseinrichtungen 

ist die Voraussetzung dafür, dass 
junge Menschen individuelle, so-
ziale und berufliche Perspektiven 
entwickeln können. Deshalb lau-
tet unser Ansatz, allen Menschen 
unabhängig von ihrer finanziel-
len Situation die bestmögliche 
Bildung zukommen zu lassen.



Unser Bildungsverständnis
Wir verstehen unter Bildung die Gesamtheit aller formalen und nicht-formalen Wege, 
wie sich Menschen Wissen und Kompetenzen aneignen. Bildung ist der Schlüssel zur 
Persönlichkeitsentfaltung und gleichzeitig die Grundlage für Chancengleichheit. Ziel unse-
rer Bildungspolitik ist deshalb die Befähigung aller Menschen, ihr Leben selbstbestimmt 
führen zu können und die notwendigen Fähigkeiten zu erlangen, einen guten Arbeitsplatz 
zu finden. Wir wollen deshalb eine Bildungspolitik in Berlin möglich machen, die die ver-
schiedenen Bildungseinrichtungen und Lernformen optimal miteinander vernetzt. Kitas 
und Schulen, Kinder- und Jugendclubs, Musikschulen, Kultur- und Sportvereine, Elternini-
tiativen, Nachbarschaftshilfe, Mediennutzung, Weiterbildung – in all diesen Bereichen fin-
det Bildung statt, die wir gleichberechtigt miteinander verknüpfen wollen. Deshalb muss 
Bildungspolitik stets all diese Bereich im Blick haben und auch gleichberechtigt fördern.

Kitas und Schulen
Der Berliner Senat hat in den vergangenen Jahren die Beitragsfreiheit für die drei letzten 
Kitajahre durchgesetzt. Das war ein wichtiger Schritt für mehr Chancengleichheit ab der 
Geburt. Diesen Weg wollen wir weitergehen. Unser Ziel ist, dass die Kita optional ab dem 
ersten Lebensjahr und verpflichtend ab dem dritten Lebensjahr eingeführt wird. Schon 
heute besuchen 95% aller 3- bis 6-Jährigen eine Kita; aber auch die Kinder, die dies aus 
verschiedenen Gründen noch nicht tun, sollen so früh wie möglich mit Gleichaltrigen 
spielen und lernen können. Weiterhin setzen wir uns für eine angemessene Bezahlung 
der ErzieherInnen in Berlin ein und für eine höhere Anerkennung ihres Berufsfeldes in der 
Gesellschaft.

Mit der Schulstrukturreform in Berlin wurde ein erster wichtiger Schritt für mehr Chancen-
gleichheit unternommen. Durch den Wegfall der Hauptschule wird sich die Stigmatisie-
rung von SchülerInnen verringern und werden sich die Chancen auf einen guten Schul-
abschluss und anschließende berufliche Perspektiven verbessern. Dennoch halten wir an 
unserem Ziel der Gemeinschaftsschule im Ganztagsbetrieb, in der auch die momentane 
Förderschule inkludiert ist, fest, die wir landesweit einführen wollen. 
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Denn noch immer entscheiden die soziale und geografische Herkunft der Eltern über die 
Bildungschancen von Kindern. Wir sind überzeugt, dass alle Kinder bei optimaler Förde-
rung durch kleine Schulklassen und gut ausgebildete LehrerInnen gleiche Chancen auf ein 
menschenwürdiges Leben erhalten. Wir wollen die Lernmittelfreiheit für alle Schülerinnen 
und Schüler in Berlin einführen.

Jugendfreizeiteinrichtungen
Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen haben eine entscheidende Bedeutung für junge 
Menschen in unserer Stadt. Gerade Kinder und Jugendliche, die in schwierigen sozialen 
Verhältnissen aufwachsen, finden dort einen geschützten Raum und oft eine erste Anlauf-
stelle, wo sie mit BetreuerInnen offen über ihre Situation sprechen können und passge-
rechte Unterstützung erhalten. 

Wir wollen deshalb die bestehenden Einrichtungen erhalten und dort neue Clubs und 
Häuser ermöglichen, wo sie am dringendsten benötigt werden. Hier wollen wir, dass die 
Bezirke ausreichend finanziell ausgestattet werden und Einstellungskorridore geöffnet 
werden. Grundsätzlich halten wir fest an der Gleichberechtigung von Einrichtungen in 
öffentlicher und freier Trägerschaft; beide Formen stellen vielfach ein über lange Zeit 
gewachsenes Angebot zur Verfügung, das angesichts erprobter pädagogischer Konzepte 
und langjähriger Erfahrung aus den Kiezen nicht wegzudenken ist. 

Eine weitere Übertragung öffentlicher Einrichtungen an freie Träger wollen wir verhindern. 
Die freien Träger wollen wir verpflichten, den gleichen Lohn für ihre MitarbeiterInnen zu 
zahlen. Im Gegenzug sollen sie die Möglichkeit erhalten, künftig Förderzusagen über min-
destens drei Jahre zu erhalten, damit eine Konzentration auf die wichtigste Aufgabe – die 
Unterstützung von Jugendlichen – möglich ist.

Aufgrund der restriktiven Personalpolitik, der die Bezirke unterworfen sind, können oft 
keine qualifizierten und jungen MitarbeiterInnen eingestellt werden. Gerade Jugend-
freizeiteinrichtungen leiden darunter. Wir wollen erreichen, dass für einzelne Bereiche 
Ausnahmen von den Regelungen des Zentralen Personalüberhangmanagements (ZeP) 
möglich sind, damit den Jugendeinrichtungen die besten Kräfte zur Verfügung stehen. 
Langfristig müssen die Bezirke wieder in die Lage versetzt werden, eigenständig über ihre 
Personalpolitik entscheiden zu können.
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Sport
An vielen Schulen bestehen bereits Kooperationen mit Sportvereinen, die ihre Sportplät-
ze zur Verfügung stellen. Diese Kooperationen müssen gestärkt und ausgebaut werden. 
Sport ist ein wichtiger Bestandteil in der Sozialisation von jungen Menschen, in dem sie 
Teamfähigkeit und demokratische Grundkompetenzen erlernen können. Deshalb muss 
dem Sport in der Schule Raum geschaffen werden, in dem er die Rolle zwischen Freizeit 
und Schule füllen kann. Hierfür müssen Schulen vielfältige Angebote schaffen, die mög-
lichst viele Sportarten abdecken.

Hochschulen
Berlin ist bundesweit und international als Studienstandort beliebt. Studierende aus aller 
Welt fühlen sich angezogen von unserer Stadt, die sie durch vielfältige Aktivitäten mit-
gestalten wollen. Das kann für uns allerdings kein Grund zur Zufriedenheit sein, sondern 
muss Ansporn werden die Studienbedingungen weiter zu verbessern.

Die Bologna-Reformen haben dazu geführt, dass auch in Berlin Studiengänge verschult 
wurden, Studierende einer massiven Prüfungslast ausgesetzt sind und ein selbstbestimm-
tes Studium kaum noch möglich ist. Sich aktiv in die Gesellschaft einzubringen und dafür 
viel Zeit zu investieren wird für Studierende immer schwieriger, da Zwangsberatung und 
Zwangexmatrikulation drohen. Wir setzen uns deshalb dafür ein, dass die Möglichkeiten 
zum Selbststudium ausgebaut werden und der Leistungsdruck abnimmt. 

Wir wollen, dass Berlin Vorreiter wird bei der Neubewertung von Master-Studiengängen 
und deshalb einen Rechtsanspruch auf einen Masterplatz einführt. Gleichzeitig muss 
davon ein Signal für die Ausweitung auf andere Bundesländer ausgehen.

Das Land Berlin muss auch weiterhin seine Studienplatzkapazitäten ausbauen, um allen 
jungen Menschen die Möglichkeit zu einem Hochschulstudium zu geben. Wir wissen, 
dass dies nur mit Unterstützung des Bundes geht. Im Sinne einer fortschrittlichen Hoch-
schulfinanzierung setzen wir uns auch weiterhin für den Vorteilsausgleich ein, der einen 
Ausgleich zwischen den Bundesländern ermöglicht.

Den Jusos und dem SPD-geführten Senat ist es zu verdanken, dass in Berlin keinerlei 
Studiengebühren erhoben werden. Wir stehen dafür, dass das auch so bleibt! Langfristig 
wollen wir versteckte Studiengebühren in Form von Verwaltungsgebühren abschaffen 
und eine komplett kostenlose Hochschulbildung erreichen. Wir wollen die Studienbedin-
gungen weiter verbessern – die Attraktivität der Berliner Hochschulen darf nicht nur vom 
Interesse an der Stadt abhängen, sondern muss sich in optimalen Studienbedingungen an 
den Hochschulen widerspiegeln. Wo wie an der Charité vorbildliche Reformstudiengänge 
eingerichtet werden, muss auch die Sachausstattung dem Reformansatz gerecht werden.
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Wir wollen das allgemeinpolitische Mandat der Berliner Studierendenschaften rechtlich 
absichern, damit die Studierenden ihre Interessen wirksam selbstverantwortlich vertreten 
können. Unser Ziel bleibt es, die Hochschule zu demokratisieren. Deshalb fordern wir die 
Gleichberechtigung für alle Mitglieder der Hochschule, d.h. alle Gremien müssen paritä-
tisch besetzt werden.

Informelle Bildung und Jugendverbände
Neben den öffentlichen und formalen Bildungseinrichtungen muss auch die nicht-
formale und informelle Bildung ins Blickfeld rücken. Auch hier gilt, dass die kleinräumige 
Orientierung im Mittelpunkt stehen muss. Deshalb müssen die verschiedenen Träger von 
Bildungseinrichtungen stärker miteinander vernetzt werden. Wo dies noch nicht erfolgt 
ist, müssen Quartiersmanagement oder einzurichtende Bildungsbüros in den Kiezen die 
Vernetzung von Vereinen, Jugendverbänden, Bildungseinrichtungen oder lokalen Initiati-
ven miteinander verknüpfen. Der in Neukölln entstehende Campus Rütli ist ein Vorbild für 
die Vernetzung von Bildungsangeboten verschiedenster Träger im Kiez, das schon heute 
über Neukölln hinaus Beachtung findet.

Das Miteinander von Jugendlichen wird besonders von den vielfältigen Angeboten 
der Berliner Jugendverbände gefördert. Sie bieten unersetzliche soziale und kulturelle 
Aktivitäten und fördern die Selbstentfaltung von Jugendlichen. Wir wollen deshalb die 
Jugendverbände unterstützen, indem wir ihre finanzielle Grundlage verbessern. Um 
ehrenamtliche Tätigkeit von Jugendlichen zu fördern, wollen wir die Anerkennung von 
Leistungen im Ehrenamt, etwa als Nachweis sozialer oder fachlicher Kompetenzen an den 
Hochschulen, sicherstellen.
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Politische Bildung stärken
Auch ein frühzeitiges politisches Engagement macht es möglich, dass Jugendliche sich 
einbringen können und einen emanzipatorischen Blick auf ihr Umfeld erhalten und dieses 
mitgestalten können. Menschen mit Migrationshintergrund und aus bildungsfernen El-
ternhäusern sind seltener in politischen Parteien oder Initiativen aktiv. Wir wollen deshalb 
die politische Bildung in Berlin stärken und gerade für Jugendliche Angebote und Projekte 
der politischen Bildungsarbeit unterstützen und ausweiten. Ansatzpunkte hierfür sind die 
Wiedereinführung und verstärkte Bewerbung von SchülerInnenparlamenten. Darüber 
hinaus wollen wir die SchülerInnenvertretungen innerhalb der Schulen stärken, indem sie 
mit Stimmrecht in alle Schulgremien ausgestattet und ihre Handlungsmöglichkeiten im 
Sozialkundeunterricht thematisiert werden. Politische SchülerInnengremien können nur 
attraktiv werden, wenn sie etwas bewegen können. Um die Kompetenzen der SchülerIn-
nen zu stärken, ist das Fach Sozialkunde bereits ab der 5. Klasse als obligatorisches Fach 
in den Fächerkanon aufzunehmen. Dies ist nur realisierbar, wenn der Senat hierfür die 
finanziellen Voraussetzungen schafft und mehr fachlich ausgebildete LehrerInnen ein-
stellt. GeschichtslehrerInnen dürfen das Fach Sozialkunde nicht mehr unterrichten – und 
umgekehrt.
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Gute Arbeit möglich machen
Für uns Jusos ist Arbeit eine zentrale Voraussetzung zur Teilhabe an der Gesellschaft und 
an den gemeinschaftlich produzierten Werten. Arbeit ist entscheidend für die Emanzipa-
tion und Selbstentfaltung von Menschen. Wir wollen deshalb gute Arbeit und Ausbildung 
für alle Menschen in Berlin möglich machen. 

Gerade in Berlin ist ein Arbeitsplatz keine Selbstverständlichkeit. Hohe Arbeitslosenquoten 
wirken bis heute u.a. als Ergebnis volkswirtschaftlicher Umbrüche und dem Wegfall vieler 
Industriearbeitsplätze nach. Zudem finden noch immer viele junge Menschen in Berlin 
keinen Ausbildungsplatz.

Wir wollen dafür sorgen, dass alle Menschen in unserer Stadt einen Arbeitsplatz erhalten 
und halten am Ziel der Vollbeschäftigung fest. Das funktioniert nur durch aktive Wirt-
schaftspolitik und öffentliche Investitionen. Auch deshalb lehnen wir die ständigen Un-
kenrufe nach Konsolidierung ab: Wir verstehen es als staatliche Aufgabe, mehr Arbeit im 
öffentlichen und privaten Bereich zu schaffen. Gute Arbeit stärkt die Binnennachfrage und 
entlastet damit automatisch öffentliche Haushalte. Dabei haben wir nicht nur Arbeitsplät-
ze für Hochqualifizierte im Blick. Durch die stärkere Ansiedlung produzierender Betriebe 
muss Arbeit vor allem für Gering- oder Nichtqualifizierte geschaffen werden – denn sie 
sind am meisten von Erwerbslosigkeit betroffen.

Gerade bei der Bereitstellung guter Ausbildungsplätze besteht in Berlin erheblicher 
Nachholbedarf. Mit der Einführung einer Ausbildungsplatzumlage wollen wir erreichen, 
dass allen jungen Menschen ein Ausbildungsplatz angeboten wird, der Standards wie 
den Schutz der Azubis vor Missbrauch u.a. durch Überanstrengung und eine verbindliche 
Mindestausbildungsvergütung einhält. Sofern sich die Umlage auf Landesebene nicht 
umsetzen lässt, wollen wir ihre Grundidee übernehmen und mehr Unternehmen dazu be-
wegen, Ausbildungsplätze anzubieten. Gerade die vielen kleinen Unternehmen, die nicht 
ausbilden, könnten durch bessere Beratung und unterstützte Koordination gemeinsam 
Ausbildungsplätze in ihren Kiezen schaffen. Auszubildende sollen grundsätzlich möglichst 
unbefristet, mindestens jedoch ein Jahr lang übernommen werden.

Gute Arbeit ist aber auch gute Bezahlung. Wir halten an unserer Forderung nach einem 
einheitlichen, gesetzlichen und flächendeckenden Mindestlohn von mindestens 8,50 
Euro fest. Wir wollen, dass wie bereits begonnen alle Ausschreibungen des Senats diesen 
Mindestlohn vorsehen.
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Öffentliche Beschäftigung
Eine Stadt, die für die Menschen da ist, muss bürgerInnenfreundliche Behörden haben. 
Deshalb wollen wir den Kürzungswahn der vergangenen Jahre bei den öffentlich Beschäf-
tigten in Land und Bezirken beenden. Die personelle Ausstattung muss sich nach den 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung richten, nicht nach dem vorab zugeteilten Budget. 
Alle zu besetzenden Stellen wollen wir auch tatsächlich unverzüglich besetzen. Vor diesem 
Hintergrund halten wir grundsätzlich an der Zielmarke von 100.000 Vollzeitbeschäftigten 
bzw. dem Äquivalent fest.

Gerade im Bereich der beruflichen Bildung spielt der öffentliche Sektor eine wichtige Rolle. 
Der öffentliche Dienst muss in Zukunft noch stärker ausbilden, nicht nur um jungen Men-
schen Lebenschancen zu eröffnen, sondern vor allem auch, weil diese jungen Menschen 
dringend gebraucht werden.

Auszubildende im öffentlichen Dienst sollen grundsätzlich nach erfolgreicher Abschluss-
prüfung grundsätzlich unbefristet, jedoch mindestens 24 Monate lang befristet übernom-
men werden – dringend benötigt werden sie in den kommenden Jahren aufgrund der 
demografischen Situation im öffentlichen Dienst ohnehin. Damit wollen wir sicherstellen, 
dass Ausgebildete auch tatsächlich im direkten Anschluss an ihre Ausbildung Berufserfah-
rung sammeln können und Planungssicherheit haben. 

Den einmaligen Öffentlichen Beschäftigungssektor in Berlin wollen wir beibehalten und 
ausbauen. Er bietet Menschen, die lange Zeit erwerbslos waren und keine reguläre Ar-
beitsstelle erhalten die Möglichkeit, einer Arbeit nachzugehen und damit gesellschaftliche 
Teilhabe.

Der öffentliche Beschäftigungssektor muss dabei vor allem zur Übernahme gesellschaft-
lich benötigter Dienstleistungen genutzt werden und darf nicht zu einer reinen Arbeits-
beschaffungsmaßnahme verkommen. Vor allem im Gesundheits- und Pflegebereich, der 
ohnehin schon als substaatlich bezeichnet werden kann, liegen große Beschäftigungs-
potentiale. Personal soll in diesem Bereich jedoch nur nach ausreichender Qualifizierung 
eingesetzt werden. Ein wirksamer ÖBS kann hier nicht nur dafür sorgen, dass dringend 
benötigte Dienstleistungen angeboten werden, sondern vor allem auch dafür, dass dies 
unter guten Arbeitsbedingungen geschieht.
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Gleichstellung
Nur eine Gesellschaft ohne Diskriminierung aufgrund ihrer sexuellen Identität ermöglicht 
allen Menschen ein selbstbestimmtes und freies Leben. Die Gleichstellung der Geschlech-
ter ist eine zentrale Gerechtigkeitsfrage und eine wichtige Aufgabe für eine Politik, die 
ein solidarisches Zusammenleben und gleiche Teilhabe aller Menschen in einer Stadt 
erreichen will. Die Bekämpfung geschlechtsbedingter Diskriminierung muss Teil jeder 
progressiven Stadtentwicklungspolitik sein.

Der Kampf um sexuelle Vielfalt bleibt eines unserer Kernanliegen. Die weitgehend hetero-
normative Betrachtung von Sexualität spiegelt die Lebensrealitäten in unserer Stadt nicht 
wider. LesBiSchwule Menschen sind ein wichtiger Teil Berlins und müssen in politischen 
Entscheidungsprozessen stärker berücksichtigt werden. Bei der Ausbildung von Lehre-
rInnen oder bei Fortbildungen im öffentlichen Dienst muss diesen Fragen mehr Platz 
eingeräumt werden. Auch Transgendern, Intersexuellen und Menschen, die sich in der 
bipolaren Geschlechterordnung nicht wiederfinden, muss mehr Gehör verschafft werden. 
Wir wenden uns entschieden gegen eine Exotisierung ihrer Lebensweisen.

Die Bekämpfung von Sexismus und Diskriminierung ist gerade auch in einer als so tolerant 
gerühmten Stadt wie Berlin notwendig. Neben der besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf wollen wir gerade bei der Stadtplanung die Belange von Frauen noch stärker 
berücksichtigen.

Um die Nutzung öffentlicher Fläche allen gleichberechtigt zu ermöglichen, müssen Ang-
sträume in der Stadt beseitigt werden. Dazu gehören etwa eine ausreichende Beleuch-
tung auch in Parks und anderen Grünflächen, ausgebaute Gehwege und die Vermeidung 
dunkler Ecken oder uneinsehbarer Straßenteile. Baupläne zur Umgestaltung von Flächen 
im öffentlichen Raum müssen unter dem Aspekt der Vermeidung von Angsträumen erfol-
gen und dürfen nicht gegen andere Belange wie Natur- oder Denkmalschutz ausgespielt 
werden. 

Gerade im öffentlichen Nahverkehr gilt es, Angsträume zu vermeiden. Dazu benötigen 
wir mehr und gut geschultes Personal und vollständige Beleuchtung an den Bahnhöfen. 
Die immer wieder geforderte Videoüberwachung kann keine Lösung sein – auch eine gut 
dokumentierte Tat hilft dem Opfer nicht. Um eine durchgängige Mobilität zu sichern, wol-
len wir durchgängige Fahrpläne und einen ÖPNV, der sich nicht nur an wirtschaftlichen 
Aspekten orientiert. Die Wiedereinführung kiezverbindender Busse fördert die Mobilität 
im eigenen Kiez.
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Um gleichstellungspolitische Stadtpolitik sicher zu stellen, wollen wir auch die Einfluss-
möglichkeiten von Frauenbeiräten stärken und ausbauen. Wir wollen uns besonders für 
die Vernetzung von feministischen Initiativen und Interessenvertretungen in den Kiezen 
einsetzen. In Kiezen, wo bereits Quartiersmanagements existieren können diese als Ver-
netzungsplattformen genutzt werden.

Partizipation und gesellschaftliche Teilhabe
Wie in kaum einer anderen deutschen Stadt leben in Berlin Menschen aus allen Ländern 
zusammen. Wir Jusos stehen für die Gleichheit aller Menschen. Dieser Gleichheitsansatz 
ist auch unsere Richtschnur in partizipationspolitischen Fragen. Wir wollen Menschen 
unterstützen, die nicht aus Deutschland kommen oder die einen familiären Migrations-
hintergrund haben. Deshalb wenden wir uns entschieden gegen jene, die rassistische 
Ressentiments schüren wollen und gegen Menschen mit Migrationshintergrund hetzen. 
Dabei wollen wir uns auch insbesondere in unserem eigenen Verband und in der SPD 
dafür einsetzen, dass diese Meinungen keinen Platz in unserer Partei haben.

Restriktion ist kein Instrument der „Integrationspolitik“, sondern führt zu Unverständnis, 
Misstrauen und nachvollziehbarer Wut bei jungen Menschen. Wir wollen freiwillige, 
flächendeckende und kostenfreie Sprachangebote und einen Ausbau der Beratungsange-
bote für Menschen mit Migrationshintergrund, um ihnen alle gesellschaftlichen Chancen 
zu eröffnen. Dazu gehören etwa die optimale Bildung von Kindern und Jugendlichen 
genauso wie die Beratung von Eltern (etwa im Rahmen der Stadtteilmütter). Wir wollen, 
dass Kinder und Jugendliche frühzeitig mit zusätzlichen Sprachkursen wie Türkische oder 
Arabisch gefördert werden.

Der Weg zu Chancengleichheit und einem guten Leben für alle liegt in der Präventi-
on. Schon heute arbeiten PolizistInnen in Netzwerken sehr eng mit Institutionen und 
gesellschaftlichen Akteuren wie Moschee- und Kulturvereinen, die einem großen Teil der 
EinwohnerInnen mit Migrationshintergrund versammeln. Eine Kultur des gegenseitigen 
Respekts erreichen wir nur, wenn statt restriktiver Law-and-Order-Politik auch die vertrau-
ensvolle Kooperation zwischen allen Akteuren verbessert wird.

Junge Menschen mit Migrationshintergrund finden auch in Berlin trotz gleicher Qualifi-
kation seltener eine Ausbildungsstelle. Sie müssen gezielt unterstützt werden; vor allem 
müssen wir die Betriebe dafür sensibiliseren, ihnen eine Ausbildungsstelle zu ermöglichen. 
In Berlin wurde begonnen, mehr Beschäftigte mit Migrationshintergund im öffentlichen 
Dienst einzustellen, etwa in Bürgerämter oder an den Schulen. Das wollen wir fortsetzen.
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Entschlossen gegen Nazis und rechte Populisten
In fünf Bezirksverordnetenversammlungen sind seit den letzten BVV-Wahlen Nazis 
vertreten. Dabei sind NPD und andere nazistische Gruppen kein Phänomen, das sich auf 
den östlichen Teil der Stadt begrenzt. In allen Stadtteilen sind Nazis immer noch präsent. 
Immer wieder finden menschenverachtende Übergriffe gegen Menschen aufgrund ihres 
Aussehens, ihrer Herkunft, ihres Glaubens oder ihrer politischen Anschauung in Berlin 
statt.

Gleichzeitig breiten sich islamophobe Tendenzen in der Stadt aus. Rechtspopulistische 
Gruppen wie „Pro Berlin“ oder „Die Freiheit“werben mit nationalistischen und sozialdar-
winistischen Positionen und hetzen gegen Musliminnen und Muslime. Verstärkt ist auch 
Hetze gegen Roma und Sinti zu vernehmen. Wir werden Nazis und Populisten jeglicher 
Couleur weiterhin entschlossen bekämpfen. In unserer Stadt ist kein Platz für Rassismus, 
Antisemitismus, Antiziganismus, Islamfeindlichkeit, Sozialdarwinismus, Sexismus, Hetero-
normativität oder andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit.

Es ist die Pflicht aller BerlinerInnen, sich gegen solche Menschenfeinde zu stellen. Wir wol-
len deshalb das „Landesprogramm gegen Rechtsextremismus“ ausbauen, um antifaschis-
tische Gruppen und lokale Demokratiebündnisse zu unterstützen. Um rechte Straftaten zu 
dokumentieren, wollen wir in allen Bezirken Registerstellen einrichten. Eine Extremismus-
Klausel lehnen wir ab.

Um Toleranz und Demokratie von früh an zu erlernen, wollen wir den Kampf gegen Men-
schenverachtung und Nazis auch in allen Bildungsbereichen stärker verankern. Dazu zählt 
eine Auseinandersetzung mithilfe von Initiativen, Museen, Gedenk-und Erinnerungsstät-
ten mit der Geschichte. Die Zusammenarbeit zwischen antifaschistischen Initiativen und 
Schulen sowie anderen Bildungsträgern wollen wir deshalb intensivieren.

Der Kampf gegen Rechtspopulismus muss in allen gesellschaftlichen Bereichen verschärft 
werden. Wir Jusos kämpfen für eine solidarische Gesellschaft und für die Gleichheit aller 
Menschen. Wir fangen damit bei den eigenen Strukturen und in der SPD an. Deshalb blei-
ben wir dabei: Thilo Sarrazin hat in der SPD nichts zu suchen. Seine Thesen sind sozialdar-
winistisch, rassistisch, islamfeindlich und antisemitisch. Wir arbeiten für eine SPD, deren 
Richtschnur und oberster Grundsatz die Gleichheit aller Menschen ist.
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